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MARKTGEMEINDE   
MARBACH/DONAU       Lfd.Nr. 05/2015 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die   S I T Z U N G   des 
 

G E M E I N D E R A T E S 
 
 
am Mittwoch, 16. Dezember 2015 in Marbach an der Donau, Sitzungssaal 
Beginn: 19.00 Uhr Die Einladung erfolgte am 09.12.2015 
Ende:    20.30 Uhr durch E-Mail. 
 
 
 
ANWESEND WAREN: 
 
Bürgermeister Anton Gruber 
 
Vizebürgermeisterin Renate Hebenstreit 
 
gf.GR. Johannes Kamleithner gf.GR. Rudolf Bernreiter 
gf.GR. Peter Grafeneder 
 
GR. Charlotte Zimmerl GR. Karl Zimmerl 
GR. Gerlinde Mikschovsky GR. Christian Hausenbichl 
GR. Christoph Astleitner GR. Alexander Ottina  
GR. Markus Wimmer GR. Alfred Frühwirth 
GR. Josef Mitmasser GR. Maria Hebenstreit 
GR. Josef Öfferl GR. Ing. Lukas Gotsmi 
GR. Ing. Josef Kremser 
 
 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
 
1. gf.GR. Susanne Nagl 2.  
3.  4.  
 
 
AUSSERDEM ANWESEND WAREN: 
 
Schriftführer: Markus Nutz 
 
 
VORSITZENDER:   Bürgermeister Anton Gruber 
 
 
Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 
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T A G E S O R D N U N G 

 
 
Pkt.  1: Verlesung des Protokolls der Sitzung vom 22.09.2015 sowie Genehmigung 

desselben. 
 
Pkt. 2 bis 11 laut Einladungskurrende. 
 
 

VERLAUF DER SITZUNG 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
heutige Sitzung. 
 
 
Pkt.  1: Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der letzten Sitzung vom 

22.09.2015, das allen Fraktionen zugestellt wurde, keine Einwände erhoben werden. 
Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  2: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Entwurf des Schenkungs- und 

Dachnutzungsvertrages betreffend die Errichtung von Photovoltaikanlagen zwischen 
der Fa. 10hoch4 BürgerEnergie GmbH, 2700 Wiener Neustadt, Gauermanngasse 20f 
und der Marktgemeinde Marbach an der Donau vollinhaltlich zur Kenntnis.  
Dieser Vertrag beinhaltet im Wesentlichen folgende Punkte: 
Auf Dächern von gemeindeeigenen Objekten sollen Photovoltaikanlagen von der Fa. 
10hoch4 geplant bzw. über ein Bürgerbeteiligungsmodell finanziert und errichtet 
werden. Der Marktgemeinde Marbach entstehen durch die Baumaßnahmen sowie 
den Betrieb der Photovoltaikanlagen keine Kosten. Die Gemeinde muss nur 
sicherstellen, dass die zur Verfügung gestellten Dachflächen für die Laufzeit von 20 
Jahren genutzt werden können. Falls bei der Anbringung der Photovoltaikanlagen 
statische Veränderungen an den Dachflächen vorgenommen werden müssen, werden 
diese Kosten von 10hoch4 übernommen. Die Bürgerbeteiligung ist auf drei 
verschiedene Modelle aufgebaut. Es können Module ab Euro 300,00 erworben und 
diese für eine Laufzeit von 5, 9 oder 13 Jahren an 10hoch4 vermietet werden. Je nach 
Laufzeit erhalten die Bürger nach derzeitigem Stand 2,5 bis 3,5 % Rendite jährlich 
pro Modul und am Ende der Laufzeit, ihr eingesetztes Kapital retour. Der 
administrative Aufwand wie Vertragserrichtungen mit Interessenten, Auszahlung der 
Zinsen usw. wird von der Fa. 10hoch4 durchgeführt. Die Förderungen für die 
Anlagen werden an die Gemeinde überwiesen und dann an 10hoch4 weitergeleitet. 
Die Photovoltaikanlagen werden nach 20 Jahren (Ablauf des Vertrages) von der Fa. 
10hoch4 BürgerEnergie GmbH kostenlos an die Marktgemeinde Marbach 
übergeben. (Beilage 1) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Schenkungs- und Dachnutzungsvertrag betreffend die Errichtung von Photovoltaik-
anlagen zwischen der Fa. 10hoch4 BürgerEnergie GmbH, 2700 Wiener Neustadt, 
Gauermanngasse 20f und der Marktgemeinde Marbach an der Donau genehmigen. 
Durch diesen Vertrag bzw. die Errichtung und den Betrieb der Photovoltaikanlagen 
dürfen der Markgemeinde Marbach keine Kosten entstehen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 



Seite: 3 

 
Pkt.  3: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass laut einstimmigen Gemeinderats-

beschluss vom 24.06.2015, TOP. 2 die Fa. L.U.X. Beleuchtungskonzepte GmbH mit 
der Erstellung einer Bestandserhebung der öffentlichen Beleuchtung im gesamten 
Gemeindegebiet beauftragt wurde. Die beiliegende Erhebung wird dem Gemeinde-
rat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht und bestätigt den desolaten Zustand der 
öffentlichen Beleuchtung im gesamten Gemeindegebiet. Die Fa. L.U.X. empfiehlt    
3 Stk. Verteiler zu erneuern, 8 Stk. Verteilter umzubauen und 11 Stk. Verteiler zu 
adaptieren/anzupassen sowie die gesamte Beleuchtungsanlage auf LED umzustellen. 
Straßenbeleuchtungskörper, die vor kurzem erst erneuert wurden, sollen erhalten 
bleiben und nur die Beleuchtung selbst auf LED-Einsätze ausgetauscht werden. Da 
es keinen Überspannungsschutz gibt, sollte ein Konzept erstellt werden. Dies dient 
der Erhöhung der elektrotechnischen Sicherheit sowie der Einhaltung der Schutz-
maßnahmen. Nach der Durchführung der in der Bestandserhebung angeführten 
Sanierungsmaßnahmen kann ein gesetzeskonformes Anlagenbuch mit umfassender 
Bestandsdokumentation erstellt werden. 

 Die Gesamtkosten für die Sanierungsarbeiten betragen laut Schätzung der Fa. L.U.X. 
Beleuchtungskonzepte GmbH Euro 576.000,00 (inkl. MWSt.). Daraus ergibt sich 
laut Fa. L.U.X. eine Einsparung bei den Energiekosten von ca. Euro 13.500,00 pro 
Jahr und bei den Wartungskosten ca. Euro 5.000,00 pro Jahr.  

 Finanzierungsplan: Sanierungskosten brutto ca. Euro   576.000,00 
  abzgl. Einmal-Förderungen ca. Euro     50.000,00 
  abzgl. Eigenkapital Rücklage 
  Pumpwerke HW-Schutz ca. Euro    326.000,00 
  Finanzierungsbedarf/Darlehen  Euro    200.000,00 
 Die jährliche Rückzahlungsbelastung für die Gemeinde bei einem Bankkredit über 

Euro 200.000,00 bei 25jähriger Laufzeit und kalkulatorisch angenommenen 
Kreditzinsen von 1,00 % würde sich auf rund Euro 9.000,00 belaufen. Die 
Energieersparnis für die Gemeinde wurde von der Fa. L.U.X. auf jährlich ca. Euro 
13.500,00 geschätzt. Somit würde sich budgetmäßig aus dieser Investition ein 
Überschuss von Euro 4.500,00 jährlich ergeben. 

 Das beiliegende Angebot der Fa. L.U.X. Beleuchtungskonzepte GmbH über Euro 
18.000,00 (inkl. MWSt.) für die Detailplanung und die Ausschreibung ist in den 
Gesamtsanierungskosten enthalten. (Beilage 2) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das Gesamtprojekt Sanierung 
der öffentlichen Beleuchtung im gesamten Gemeindegebiet wie oben und in der 
beiliegenden Bestandserhebung angeführt, sowie den Finanzierungsplan 
genehmigen. Die Fa. L.U.X. soll mit der Detailplanung sowie der Ausschreibung der 
Sanierungsmaßnahmen mit Gesamtkosten, wie im beiliegenden Angebot ersichtlich, 
von Euro 18.000,00 (inkl. MWSt.) beauftragt werden. Des Weiteren soll ein 
Darlehen in der Höhe von Euro 200.000,00 ausgeschrieben und die Aufnahme in 
einer eigenen Gemeinderatssitzung beschlossen werden. Erst nach 
aufsichtsbehördlicher Genehmigung der Darlehensaufnahme durch das Amt der NÖ. 
Landesregierung kann die Vergabe der Baumaßnahmen durch den Gemeinderat 
erfolgen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  4: Der Bürgermeister erteilt dem Obmann des Prüfungsausschusses Herrn GR. Josef 

Mitmasser das Wort: 
Der Obmann berichtet über die unangemeldete Kassenprüfung vom 03.12.2015 in 
der die Prüfung der Buchhaltung, der Belege und der Kassengebarung mit 
Kassenprüfung durchgeführt wurde. Ebenfalls wurde die offene Postenliste per 
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30.11.2015 durchgesehen. Da keinerlei Missstände und Unregelmäßigkeiten 
festgestellt wurden, beantragt der Obmann die Entlastung des Kassenverwalters. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge dem Kassenverwalter die 
Entlastung aussprechen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird stattgegeben. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  5: Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat die vorliegenden schriftlichen Ansuchen 

der Freiwilligen Feuerwehr Marbach, des Wassersportclub „Wakesharks“ Marbach, 
des Musikvereins Marbach, der Evangelischen Pfarrgemeinde A.u.H.B. Melk-
Scheibbs, des Samariterbunds Persenbeug und des SV Gottsdorf-Marbach-
Persenbeug um Gewährung einer Beihilfe bzw. Subvention für das Jahr 2016 zur 
Kenntnis. (Beilage 3) 
 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachstehend angeführten 
Vereinen bzw. Institutionen folgende Subvention (manchen wie jedes Jahr) für das 
Jahr 2016 bewilligen und diese Beträge in den Voranschlag 2016 aufnehmen. 
 

 Freiwillige Feuerwehr Marbach Euro    7.600,00 
 WSC Marbach, Sektion Wasserski/Wakeboard Euro       250,00 
 Marbacher Wirtschaft für Weihnachtsmarkt Euro       500,00 
 Musikverein Marbach Euro    1.400,00 
 Musikverein Marbach – außerordentliche 
 Subvention für den Neuankauf von Hemden Euro    1.000,00 
 Liedertafel Marbach Euro       500,00 
 (zur Zeit gibt es bei der Liedertafel keine Aktivität, der 
 Subventionsbetrag wird nur ausbezahlt wenn die Lieder- 
 tafel im Jahr 2016 wieder aktiv wird) 
 SV Gottsdorf-Marbach-Persenbeug Euro    1.200,00 
 (davon Nachwuchsförderung Euro 500,-- und Subvention Euro 700,--) 
 SV Gottsdorf-Marbach-Persenbeug – außerordentliche 
 Subvention für die Neuerrichtung des Vereinshauses Euro  10.000,00 
 Fremdenverkehrsverein Marbach Euro    2.910,00 
 (Druckkostenbeitrag für Zimmernachweis, 50%iger Anteil für  
 Organisationskostenbeitrag für Sonnenwende Nibelungengau,  
 50%iger Anteil für Kosten Infostelle Ybbs und 50%iger Anteil  
 für Einschaltung Bezirksblatt werden erst nach Vorliegen der  
 Rechnungen abgezogen. Restbetrag der Förderung ca. Euro  600,--) 
 Elternverein Neue NÖ Mittelschule Persenbeug Euro       200,00 
 Evangelische Pfarrgemeinde Euro       100,00 
 Samariterbund Persenbeug – einmalige Unterstützung 
 für den Ankauf eines Rettungstransportwagens Euro    4.000,00 
  

 Beschluss:   dem Vorschlag bzw. Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  6: Der Entwurf des Voranschlages für das Haushaltsjahr 2016 samt Dienstpostenplan 

sowie des mittelfristigen Finanzplanes für die Jahre 2017 bis 2020 der in der Zeit 
vom 18. November 2015 bis einschließlich 02. Dezember 2015 öffentlich aufgelegen 
ist und innerhalb der Auflagefrist keine schriftlichen Stellungnahmen hieramts 
eingelangt sind wird erläutert und eingehend beraten. Der Ordentliche Haushalt 
beinhaltet Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von jeweils Euro 3.041.700,00 und 
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es ist darin ein formeller Haushaltsausgleich in der Höhe von Euro 553.500,00 
enthalten. Der außerordentliche Haushalt umfasst insgesamt 5 Vorhaben und 
betragen diese Einnahmen und Ausgaben zusammen je Euro 2.451.800,00. 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Voranschlag für das 
Haushaltsjahr 2016 samt Dienstpostenplan, den Beilagen und dem mittelfristigen 
Finanzplan für die Jahre 2017 bis 2020 in den vorliegenden Fassungen genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  7: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat, den beiliegenden Bericht der Fa. FBP 

Financial Advisers OG, 3500 Krems, Herrn Ronald Felsner über die Entwicklung des 
endfälligen Kredites mit den Versicherungen zur Kenntnis. Die Entwicklung der 
Versicherungen stellt sich in der Zeit von Dezember 2014 bis Dezember 2015 wie 
folgt dar: 

 Ansparung „alt“ erzielt einen Gewinn von Euro 6.057,00 
 Einmalerlag erzielt einen Gewinn von Euro 15.737,00 
 Ansparung „neu“ erzielt einen Verlust von Euro 667,00 
 In Summe haben die drei Versicherungsverträge bei Clerical Medical in den letzten 

12 Monaten um rund 4,59 % an Wert gewonnen. 
Die Ansparungen des Neuvertrages wurden im November 2010 gestartet (Euro 
1.800,00 pro Monat). Seit 2014 werden zur Reduktion der Tilgungsträgerlücke Euro 
4.800,-- jährlich direkt auf das Kreditkonto der Oberbank bezahlt.  
Die ursprüngliche Höhe des Fremdwährungskredites war Euro 1.350.000,--. Der 
derzeitige Stand, laut Kontoauszug per 16.12.2015, beläuft sich auf Euro 
1.630.315,32. (Beilage 4) 

 Dieser Bericht wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 
 
 
Pkt.  8: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass laut einstimmigen Gemeinderats-

beschluss vom 24.06.2015, TOP. 5 der Vorschlag über die Veranlagung der Ablöse-
summe für den Betrieb der Pumpwerke Marbach und Krummnußbaum nach der 
Risikoanalyse der KPMG Alpen-Treuhand GmbH, Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft nicht durchgeführt wurde. Diese Risikoanalyse hatte 
ergeben, dass die geplante Veranlagung nicht den gesetzlichen Bestimmungen der 
NÖ Gemeindeordnung entspricht. Der Bürgermeister bringt nun den neuen 
beiliegenden Vorschlag, erstellt durch die Fa. FBP Financial Advisers OG, Herrn 
Ronald Felsner für die Verwendung dieser Gelder vollinhaltlich zur Kenntnis. 

 Auf der Rücklage „Pumpwerke Hochwasserschutz“, die für den Betrieb der 
Pumpwerke angelegt wurde, befinden sich am Jahresende rund Euro 1.555.000,00. 
Die Kosten für den Betrieb werden sich auf voraussichtlich nicht einmal Euro 
60.000,00 pro Jahr belaufen. 

 Ein Teil der Rücklage soll nun möglichst effizient zur Reduktion bestehender 
Zahlungsverpflichtungen im Kreditbereich eingesetzt werden. Darüber hinaus sollen 
durch eine ohnehin dringend notwendige Investition im Bereich der öffentlichen 
Beleuchtung der Gemeinde die Energiekosten markant gesenkt werden. Um den 
Betrieb der Pumpwerke laufend finanzieren zu können wird eine jährliche 
Ausgabenreduktion von rund Euro 70.000,00 angestrebt. 

 Es ist geplant fünf Darlehen vorzeitig gänzlich zu tilgen bzw. ein geplantes und vom 
Amt der NÖ. Landesregierung bereits bewilligtes erst gar nicht auszunutzen. Je eine 
Sondertilgung soll an die Raiffeisen Leasing und die Oberbank Krems erfolgen. 
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 Die Kredite wurden nach Verwendungszweck, Laufzeit, Höhe und Art der 

Verzinsung sowie der grundsätzlichen vorzeitigen Tilgungsmöglichkeit ausgesucht. 
 In Summe würden sich diese Rückzahlungen auf rund Euro 953.000,00 belaufen. Die 

laufenden Ausgaben würden sich durch Zinsersparnis und Entfall von Raten-
verpflichtungen um jährlich rund Euro 69.000,00 verringern. 

 

 Aufstellung über die Verwendung der Ablösesumme für die Pumpwerke: 
 

 Rücklage „Pumpwerke Hochwasserschutz“ Jahresende ca. Euro   1.555.000,00 
 abzgl. vorzeitige Rückzahlungen und Sondertilgungen ca. Euro      953.000,00 
 abzgl. Sanierung der öffentlichen Beleuchtung ca. Euro      326.000,00 
 Restbetrag Rücklage „Pumpwerke Hochwasserschutz“  Euro      276.000,00 
 

 Auf Grund der beiliegenden Kostenermittlung durch die Fa. ETS-Claus Salzmann, 
Planungsbüro für Elektrotechnik würde der Tausch aller 7 Stück Hochwasserpumpen 
der Hochbehälter Kosten von Euro 113.400,-- (inkl. MWSt.) verursachen. Es wäre 
daher noch genügend Geld auf der Rücklage um einen allfälligen Tausch aller 
Hochwasserpumpen durchführen zu können. 

 Bei den laufenden Ausgaben würden sich durch den Entfall der Zinsen und Raten-
verpflichtungen Euro 69.000,00 sowie durch die Stromkostenreduktion (laut TOP. 3) 
Euro 4.500,00 = Gesamt Euro 73.500,00 Ersparnis ergeben. Diesem Betrag stehen 
Ausgaben für den laufenden Betrieb der Pumpwerke in der Höhe von Euro 60.000,00 
gegenüber. Es würde dadurch eine jährliche Budgetentlastung von rund Euro 
13.500,00 erzielt. 

 Derzeit ist das Kapital mit 0,125 % Verzinsung bei der lokalen Raiffeisenbank 
veranlagt. Auch bei Bindungen bis zu einem Jahr würde sich der Zinssatz nur sehr 
marginal nach oben bewegen. Eine Alternative zum täglich fälligen Sparbuch bzw. 
Sparkonto ist derzeit, in der risikoaversen Veranlagung, nicht vorhanden. (Beilage 5) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den beiliegenden sowie oben 
erörterten Vorschlag für die Verwendung der Ablösesumme für den Betrieb der 
Pumpwerke genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  9: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das beiliegende Schreiben des Amtes der 

NÖ Landesregierung, Abteilung Gemeinden betreffend die Übertragung von 
Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei bei gewerblichen Betriebsanlagen aus dem 
selbständigen Wirkungsbereich der Gemeinden auf die Bezirkshauptmannschaften 
vollinhaltlich zur Kenntnis. (Beilage 6) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat der Marktgemeinde Marbach an der 
Donau stellt gemäß § 32 Abs. 4 NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, an die   
NÖ Landesregierung den Antrag, die NÖ Landesregierung wolle die Besorgung aller 
Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei bei gewerblichen Betriebsanlagen, die 
einer Genehmigung durch die Gewerbebehörde bedürfen, aus dem eigenen 
Wirkungsbereich der Marktgemeinde Marbach an der Donau auf die Bezirks-
hauptmannschaft Melk übertragen. Die Übertragung bezieht sich auf das gesamte 
Vorhaben auch wenn dieses nur teilweise der gewerbebehördlichen Genehmigungs-
pflicht unterliegt, soweit bautechnisch ein untrennbarer Zusammenhang mit der 
gewerblichen Betriebsanlage besteht. 
Begründung: 
Gemäß § 23 Abs. 1 dritter Satz in Verbindung mit § 20 Abs.1 letzter Satz NÖ 
Bauordnung 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung, ist die Zuständigkeit 
der Baubehörde bei gewerblichen Betriebsanlagen, die einer Genehmigung durch die 
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Gewerbebehörde bedürfen, auf jene baurechtlichen Bestimmungen eingeschränkt, 
deren Regelungsinhalt durch die Genehmigung der Gewerbebehörde nicht erfasst ist. 
Dies kann in der Praxis zu Abgrenzungsschwierigkeiten führen. Nach der derzeit 
geltenden Rechtslage sind nach wie vor ein gewerbebehördliches Verfahren und ein 
baurechtliches Verfahren parallel zu führen. Würden die genannten Angelegenheiten 
der örtlichen Baupolizei auf die Bezirkshauptmannschaft übertragen, wäre dieser 
Schritt im Sinne der Zweckmäßigkeit der Verfahrensführung gelegen und hätte 
überdies eine Beschleunigung und Vereinfachung beider Verfahren zu Folge. Die 
Verfahren könnten rascher durchgeführt werden und es würden Doppelgleisigkeiten 
vermieden werden. Dies hätte eine gesteigerte Effizienz zur Folge und es würde eine 
stärkere Rechtmäßigkeit der Verfahren und eine höhere Rechtssicherheit erreicht 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.10: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat die beiliegende Niederschrift der 

Angebotseröffnung für die Anschaffung eines Mobilen Hochwasserschutzes zur 
Kenntnis. Die Prüfung der Angebote durch die Fa. Werner Consult ZT-GmbH, Frau 
DI Dr. Korecky hat ergeben, dass die Fa. IBS Technics GmbH, D-86672 
Thierhaupten, Gemeindewald 6 mit Euro 598.268,54 (inkl. MWSt.) der Billigstbieter 
ist. Da die Firma die den Mobilen Hochwasserschutz herstellt bei der Ausführungs-
planung miteinbezogen werden muss, wurde der Billigstbieter bereits mit der 
Errichtung des Mobilen Hochwasserschutzes beauftragt. Diese Kosten werden im 
Rahmen des Hochwasserschutzbaues gefördert. (Beilage 7) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachträglich die Vergabe des 
Auftrages für die Lieferung und Montage des Mobilen Hochwasserschutzes für 
Marbach an der Donau an den Billigstbieter, die Fa. IBS Technics GmbH, D-86672 
Thierhaupten, Gemeindewald 6 mit Gesamtkosten von Euro 598.268,54 (inkl. 
MWSt.) genehmigen. Der Auftrag wurde bereits vergeben, damit die weiteren 
Planungen für die Hochwasserschutzmaßnahmen nicht unnötig verzögert werden. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.11: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass die drei Trafostationen (HW-

Pumpwerk Marbach, HW-Pumpwerk Krummnußbaum und HW-Pumpwerk 
Krummnußbaum RÜ5) für den Hochwasserschutz mit einer zusätzlichen beidseitigen 
Anspeisung aus dem 20kV-Netz der Netz NÖ GmbH versehen sein sollen und mit 
einer Fernsteuereinrichtung ausgestattet werden um bei Ausfällen im 20kV Netz eine 
raschere Wiederherstellung der Stromversorgung zu ermöglichen. Durch diese 
notwendigen Maßnahmen wird dem heutigen Stand der Technik entsprochen. Früher 
wurden Stromausfälle mittels Notstromaggregaten überbrückt. Da diese nicht 
zuverlässig sind, sollen zusätzliche Netzzugänge für die Hochwasserpumpwerke an 
das Netz der Netz NÖ GmbH geschaffen werden. Diese Maßnahmen sind in der 
beiliegenden Präsentation ersichtlich. Die Entwürfe der neuen Netzzugangs-
vereinbarungen für alle drei Hochwasserpumpwerke mit einmaligen Gesamtkosten 
(Netzzutrittsentgelt) von Euro 383.832,00 (inkl. MWSt.) liegen bei. Für das neu zu 
errichtende HW-Pumpwerk Krummnußbaum RÜ5 ist ein einmaliges Netz-
bereitstellungsentgelt in der Höhe von Euro 2.435,52 (inkl. MWSt.) zu entrichten. 

 Die erforderlichen Erdarbeiten im Bereich der HWS-Strecke für Netz NÖ GmbH 
sowie die notwendige Abdichtung von bestehenden bzw. neu zu verlegenden 
Einbauten im Bereich von Durchführungen der Dichtwand/Hochwasserschutzmauer 
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sind von der Marktgemeinde Marbach an der Donau durchzuführen. Alle darüber 
hinaus gehenden technischen Leistungen (Kabelmaterial, Verlegung, Bettung, 
Deckung, Anschluss- und Muffenarbeiten, Einmessung der Anlagen) werden von der 
Netz NÖ GmbH erbracht oder beauftragt.  

 Laut Auskunft des Bürgermeisters werden die gesamten Maßnahmen bzw. Kosten im 
Rahmen des Hochwasserschutzbaues gefördert. (Beilage 8) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die drei beiliegenden Netz-
zugangsvereinbarungen für alle drei Hochwasserpumpwerke mit Gesamtkosten von 
Euro 386.267,52 (inkl. MWSt.) genehmigen. Des Weiteren sollen die erforderlichen 
Erdarbeiten im Bereich der HWS-Strecke für Netz NÖ GmbH sowie die notwendige 
Abdichtung von bestehenden bzw. neu zu verlegenden Einbauten im Bereich von 
Durchführungen der Dichtwand/Hochwasserschutzmauer von der Marktgemeinde 
Marbach an der Donau durchgeführt werden. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
 
Bericht des Bürgermeisters: 
 
Die asylsuchenden Familien in der Marktgemeinde Marbach an der Donau haben sich sehr 
gut integriert. 
 
 
 
 
 
Da sonst keine weiteren Punkte auf der heutigen Tagesordnung sind und auch keine Anfragen 
gestellt werden, dankt der Vorsitzende für die Mitarbeit und beendet die heutige 
Gemeinderatssitzung. 
 
 
 
 
 
 

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am ................................................ 

genehmigt   –   abgeändert   –   nicht genehmigt. 
 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

       Bürgermeister           Schriftführer 
 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

    Gemeinderat-SPÖ       Gemeinderat-ÖVP 


